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RECHTSGRUNDLAGEN 

 

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind: 

Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist. 

Landesbauordnung (LBO) 
in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. BW 2010, 357, 358, ber. S. 416), die zuletzt durch Verord-
nung vom 21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 4) geändert worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) geändert worden ist. 

Planzeichenverordnung (PlanZV) 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 
 

 

VERFAHRENSVERMERKE 

 

1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB am 01.02.2022 

2. Ortsübliche Bekanntmachung gem. § 2 (1) BauGB am 15.02.2022 

3. Billigung des Bebauungsplanentwurfs 
und Auslegungsbeschluss 

am 01.02.2022 

4. Öffentliche Auslegung und Behördenbeteiligung 
gem. § 3 (2) BauGB und § 4 (2) BauGB 

 

 4.1 Bekanntmachung am 15.02.2022 

 4.2 Auslegungsfrist / Behördenbeteiligung vom 23.02.2022 bis 25.03.2022  

5. Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am  

6. Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB am  

 
Zur Beurkundung 
Offenau, den ………………………… 
 

------------------------------------ 
        Bürgermeister
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TEXTLICHER TEIL 

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen und baurecht-

lichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch bezeichneten 

Art enthalten, außer Kraft. 

 

In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt: 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO) 

1.1 MI - Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 

Zulässig sind: 

- Wohngebäude, 

- Geschäfts- und Bürogebäude, 

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beher-

bergungsgewerbes, 

- sonstige Gewerbebetriebe. 

Nicht zulässig sind: 

- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke, 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen, 

- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2. 

Die nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne 

des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO werden gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des 

Bebauungsplans.  

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO) 

2.1 GRZ - Grundflächenzahl 

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag. 

2.2 Zahl der Vollgeschosse 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß entsprechend Planeintrag. 
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2.3 Höhenlage der baulichen Anlagen 

Die Höhenlage von Gebäuden wird durch Erdgeschossfußbodenhöhen (EFH) entspre-

chend Planeintrag festgesetzt. Abweichungen hiervon sind bis zu 0,5 m zulässig. Die Erd-

geschossfußbodenhöhe ist an der Oberkante Rohfußboden zu messen. 

2.4 Höhe der baulichen Anlagen 

Die maximal zulässigen Höhen der baulichen Anlagen bestimmen sich durch maximale 

Gebäudehöhen (GH) entsprechend Planeintrag. 

Als oberer Bezugspunkt für die maximale Gebäudehöhe gilt bei Flachdächern der obere 

Abschluss der Attika und bei geneigten Dächern der höchste Punkt der Dachkonstruk-

tion. 

Als unterer Bezugspunkt der festgesetzten maximalen Gebäudehöhe gilt die Oberkante 

Rohfußboden im Erdgeschoss. 

Erläuterungsskizzen: 

 

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-

chen und Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO) 

3.1 Bauweise 

Zulässige Bauweise entsprechend Planeintrag. Dabei bedeutet: 

o = offene Bauweise 
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3.2 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen 
entsprechend Planeintrag.  

Ein Überschreiten der Baugrenzen mit untergeordneten Gebäudeteilen wie Gesimse, 
Dachvorsprünge, Eingangs- und Terrassenüberdachungen und Vorbauten wie Erker, Bal-
kone, Tür- und Fenstervorbauten, Wintergärten ist entsprechend den Regelungen des 
§ 5 Abs. 6 LBO zulässig. 

4. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12 und 14 BauNVO) 

4.1 Stellplätze und Garagen  

Stellplätze und Garagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig. 

4.2 Nebenanlagen 

Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO sind, sofern es sich dabei um Gebäude handelt, 
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nur bis maximal 40 m³ umbauten Raum 
zulässig. 

5. Verkehrsflächen und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrs-
flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

5.1 Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen 

Zu- und Ausfahrtsverbote entsprechend Planeintrag.  

6. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB) 

6.1 Oberflächenbefestigung 

Die Oberflächenbefestigungen von Terrasse, Stellplätzen, Hauszugängen, Garagenvor-
plätzen und Fußwegen sind so anzulegen, dass Niederschlagswasser versickern kann (z.B. 
Rasengittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o. ä). Der 
Unterbau ist auf den Belag abzustimmen. 

6.2 Insektenschonende Beleuchtung 

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten ist die Außen- und Wegbeleuchtung mit insek-
tenschonenden Lampen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es 
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sind Leuchten zu wählen, die das Licht gerichtet nach unten abstrahlen und kein Streu-

licht erzeugen. Außenleuchten sind auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß zu be-

schränken. 

6.3 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-

verkleidungen 

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-

lässig. 

6.4 Verbesserung des örtlichen Kleinklimas 

Die Freiflächen der Baugrundstücke sind – außer im Traufbereich der Gebäude bis max. 

0,5 m Breite – unversiegelt zu belassen, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten, 

soweit diese Flächen nicht für andere zulässige Verwendungen benötigt werden. Was-

serdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (Folie, Vlies) sind nur zur Anlage von 

permanent mit Wasser gefüllten Gartenteichen zulässig. Großflächig mit Steinen, Kies, 

Schotter oder sonstigen vergleichbaren losen Materialschüttungen bedeckte Flächen, in 

welchen diese Materialien das hauptsächliche Gestaltungsmittel sind und Pflanzen nicht 

oder nur in geringer Zahl vorkommen (Schottergärten), sind unzulässig. 

6.5 Baufeldräumung und Gehölzrodung 

Der Abriss des bestehenden Schuppens innerhalb des Plangebiets muss im Zeitraum vom 

1. Oktober bis 28. Februar erfolgen. Im selben Zeitraum muss auch der Gehölzbestand 

im Plangebiet gefällt bzw. gerodet werden. Holz und Astwerk sind unmittelbar zu räumen 

und abzufahren. In der Zeit bis zum tatsächlichen Baubeginn ist die Gesamtfläche min-

destens alle zwei Wochen zu mähen oder zu mulchen. 

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen. 

7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

7.1 Passiver Lärmschutz 

Für Gebäude, die innerhalb des Geltungsbereichs errichtet werden, muss im Rahmen des 

Baugenehmigungsverfahrens vom Antragsteller der Nachweis erbracht werden, dass die 

erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße der Außenbauteile von schutzbedürfti-

gen Wohnräumen entsprechend der Außenlärmpegel der DIN 4109-2016 dimensioniert 

werden. 

Schutzwürdige Räume im Sinne der DIN 4109, an deren Fassaden Beurteilungspegel von 

über 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts erwartet werden, sind mit fensterunabhängigen 

Lüftungseinrichtungen auszustatten. 
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8. Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

8.1 Pflanzgebot auf den Baugrundstücken 

Die nicht baulich genutzten Freiflächen im Plangebiet sind als unversiegelte Vegetations-

fläche gärtnerisch anzulegen und mit einheimischen Gehölzen und Sträuchern zu be-

pflanzen. Kies-, Schotter- und ähnliche Materialschüttungen, ggf. in Kombination mit 

darunterliegenden wasserdichten und nicht durchwurzelbaren Folien, sind hierfür unzu-

lässig. 

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dachform und Dachneigung 

Als Dachform sind gemäß Planeintrag Flachdächer (FD) mit einer Dachneigung bis maxi-

mal 5° sowie Satteldächer (SD) mit einer Dachneigung bis maximal 45° zulässig.  

Für Garagen, Carports und Nebenanlagen sind zusätzlich Flach- und flachgeneigte Dä-

cher bis maximal 10° zulässig.  

1.2 Dachdeckung 

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben sind unzulässig. So-

larkollektoren und Photovoltaikanlagen sind allgemein zulässig. 

2. Werbeanlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Sich bewegende Werbeanlagen sowie Lichtwerbungen mit Lauf-, Wechsel- und Blinklicht 

sind unzulässig. Ansonsten sind Werbeanlagen nur an der Stelle der Leistung zulässig. 

3. Einfriedungen  
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Als Einfriedigungen sind nur Hecken und offene Zäune in Form von Holz- oder Maschen-

drahtzäunen zulässig. Hinsichtlich der Höhe von Einfriedungen darf eine Gesamthöhe 

von 1,5 m nicht überschritten werden. 
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4. Verwendung von Außenantennen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Pro Gebäude ist nur eine Außenantenne oder eine Satellitenempfangsanlage zulässig. 

5. Niederspannungsfreileitungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. 

6. Stellplatzverpflichtung für Wohnungen 
(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs 1 LBO) wird auf 1,5 Kfz-Stellplätze 

pro Wohnung erhöht. Ergibt sich bei der Ermittlung eine Bruchzahl, ist aufzurunden. 

III. HINWEISE 

1. Bodenfunde 

Bei Bodeneingriffen ist in dem betreffenden Areal vor allem in den bislang unbebauten 

bzw. nicht tiefgreifend gestörten Bereichen mit der Existenz archäologischer Zeugnisse 

zu rechnen, die Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG darstellen. An der Erhaltung von Kul-

turdenkmalen besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Zum Schutz vor deren un-

beobachteter Zerstörung bedürfen Bodeneingriffe gemäß §§ 8 und 15 DSchG einer 

denkmalschutzrechtlichen Genehmigung. Kann der Erhalt von Kulturdenkmalen im Rah-

men einer Abwägung konkurrierender Belange nicht erreicht werden, können archäolo-

gische Untersuchungen notwendig werden. 

Bei Neubau- und Neugestaltungsvorhaben mit Bodeneingriffen innerhalb des kartierten 

Bereichs und seines direkten Umfelds ist daher eine weitere Beteiligung der Archäologi-

schen Denkmalpflege erforderlich. Im Einzelfall kann eine abschließende Stellungnahme 

allerdings erst anhand ergänzender Materialien erfolgen, aus denen neben den relevan-

ten Daten zum Planvorhaben die vorhandenen Störungsflächen und archäologischen 

Fehlstellen (Kelleranlagen, Kanal- und Leitungstrassen etc.) ersichtlich werden. 

Geplante Maßnahmen sollten deshalb frühzeitig zur Abstimmung bei der Archäologi-

schen Denkmalpflege eingereicht werden, damit Planungssicherheit erzielt und Warte-

zeiten durch archäologische Untersuchungen vermieden oder minimiert werden können. 

Nach Prüfung dieser Unterlagen werden ggf. baubegleitende Untersuchungen, bauvor-

greifende Sondagen und/oder archäologische Rettungsgrabungen notwendig. Es wird 

vorsorglich darauf hingewiesen, dass die Dokumentation und Bergung archäologischer 
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Kulturdenkmale einen längeren Zeitraum in Anspruch nehmen kann und durch den Vor-

habenträger als Veranlasser im Rahmen des Zumutbaren zu finanzieren ist. 

Darüber hinaus wird auf die Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG verwiesen. Sollten 

bei der Durchführung der vorgesehenen Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 

entdeckt werden, ist dies gem. § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder 

der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramik-

reste, Knochen etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erd-

verfärbungen etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktags nach der Anzeige in 

unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 

Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. 

§ 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 

Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausfüh-

rende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

2. Altlasten 

Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-

getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-

des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-

schaftsgesetz zu verfahren. Die Gemeinde und das Landratsamt sind umgehend über Art 

und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen. 

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-

läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der 

zuständige Abfallentsorger Auskunft. 

3. Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes 

(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen. 

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-

ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und 

zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB). 

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 

BBodSchG gewährleisten (z.B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzen-

resten max. 1,5 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,5 m, Schutz vor 

Vernässung und Staunässe etc.). 

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-

tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor er-

heblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene 

Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 
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4. Grundwasserfreilegung 

Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen. 

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
beiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere 
Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG). 

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. 

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer 
ist unzulässig. 

5. Geotechnik 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsgebiet von quartären Lockergesteinen (Älterer Auenlehm, Terrassensedimente 
(Mittelgebirge)) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit. Darunter werden Gesteine 
des Oberen Muschelkalks, vermutlich der Meißner-Formation erwartet. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhal-
ten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zu-
sätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann 
bauwerks-relevant sein. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer ge-
plant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) 
verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versi-
ckerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten 
ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Funda-
menten zu achten. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z.B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

6. Bergbau 

Das Planungsgebiet liegt innerhalb der Bergbauberechtigung „Offenauer Grubenfeld I“, 
die zur Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz berechtigt. Rechtsinhaber der Berech-
tigung ist die Südwestdeutsche Salzwerke AG, Heilbronn. 
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Eine Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz fand im Bereich des Bebauungsplanes 

bisher nicht statt. 

Sollte zukünftig die Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz in dem vorgenannten Feld 

im Bereich des Bebauungsplanes aufgenommen werden, können bergbauliche Einwir-

kungen auf Grundstücke nicht ausgeschlossen werden. Für daraus entstehende Berg-

schäden im Sinne von § 114 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13.08.1980 (BGBl. I 

S. 1310) würde Schadenersatz nach §§ 115 ff. BBergG geleistet. 

7. Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper 

Der Eigentümer hat gemäß § 126 BauGB das Anbringen von Haltevorrichtungen und Lei-

tungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungs-

körper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für 

Erschließungsanlagen auf seinem Grundstück zu dulden. Es erfolgt im Einzelfall eine vor-

herige Benachrichtigung. 

8. Schallschutz 

Für das Plangebiet wurde eine Geräuschimmissionsprognose erstellt. Im Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes werden die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 

für ein Mischgebiet zu Teilen überschritten. Aus diesem Grund ist im Rahmen des jewei-

ligen Baugenehmigungsverfahrens der davon betroffenen Baugrundstücke der Nachweis 

zu erbringen, dass die erforderlichen Gesamtschalldämmmaße der Außenbauteile von 

schutzbedürftigen Wohnräumen nach den Vorschriften der DIN 4109-2018 dimensio-

niert werden.  

Neben baulichen Maßnahmen wie z.B. Schallschutzfenstern kann auch eine angepasste 

Grundrissgestaltung mit einer Anordnung von schutzbedürftigen Räumen auf der lärm-

abgewandten Seite zur Einhaltung der geforderten Werte beitragen. Alternativ können 

die anstehenden Beurteilungspegel vor schutzwürdigen Aufenthaltsräumen durch archi-

tektonische Selbsthilfemaßnahmen, wie z.B. verglaste Logien, Wintergärten, verglaste 

Laubengänge, Prallscheiben oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen auf das 

Schutzniveau von < 65 dB(A) tags bzw. < 55 dB(A) nachts reduziert werden.  

Für den Nachweis können die Lärmkarten mit den maßgeblichen Außenlärmpegeln der 

Geräuschimmissionsprognose verwendet werden. 
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Ausfertigung: 

      

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieser Satzung stimmt mit dem Satzungsbeschluss des 

Gemeinderates vom 26.07.2022 überein. 

Die ordnungsgemäße Durchführung der o.g. Verfahrensschritte wird bestätigt. 

      

Offenau, den   Der Bürgermeister 

      

      

     

                         (Siegel)      

 

Aufgestellt:  

Offenau, den   

DIE GEMEINDE :  DER PLANFERTIGER : 
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